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Die Diözesangruppe Köln des BKU dachte über zwei Jahre Krieg gegen die Ukraine nach V O N S E B A S T I A N S A S S E
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

„Völkischer Nationalismus“, wie völlig zu
Recht die deutschen Bischöfe in ihrer Er-
klärung zur AfD feststellen, ist in jeder
Hinsicht unvereinbar mit dem Christen-
tum. Und die Bischöfe weisen zusätzlich
auf die rassistische Unterscheidung von
natürlicher und künstlicher Nation hin, die
dem christlichen Glauben an einen Gott
und Schöpfer aller Menschen wider-
spricht: Vor den Augen Gottes gibt es kei-
ne biologische, also scheinbar natürliche
und durch Herkunft und Rasse bestimmte
bessere Nation gegenüber scheinbar
künstlichen Nationen. Dann wären auch
die USA und die Schweiz zum Beispiel
keine natürliche Nation. Und aus christ-
licher Sicht gilt: Nation ist der freiwillige
Zusammenschluss von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft, also eine Konföde-
ration, um miteinander in Frieden und
Recht zu leben, und sich zu verteidigen
gegen ungerechte Angriffe von außen. Das
Ziel der Nation ist, aus Sicht des Christen-
tums, einerseits immer der Schutz jedes
Menschen – nicht aber unbedingt der Er-
halt des Territoriums, wenn dies immens
hohe Opfer an Menschenleben erfordern
würde; dies zeigt etwa das Beispiel Süd-
tirol und die entschlossene Bemühung um
Frieden um jeden Preis durch den seligen
Kaiser Karl von Österreich-Ungarn – und
andererseits der Aufbau einer Zivilisation
der Liebe auf der Grundlage des Gesetzes
und des Rechts.
Deswegen kann der heilige Augustinus von
Nation sprechen, wenn er sonst vom Staat
– als Zustand der Gerechtigkeit – spricht:
Die Nation dient dem Lebensrecht jeder
Person, besonders der schwächsten Mit-
glieder der Gesellschaft, gerade derer also,
die keine dröhnende Stimme haben, und
sie dient der Vorbereitung der Menschen
auf die ewige Liebe Gottes. Das war – und
ist nach wie vor – der Sinn des erwählten
Volkes Israel, als Nation, im Alten Bund;
das ist der Sinn der Kirche im Neuen
Bund, die eine „künstliche“, nämlich geis-
tige Nation, weit über biologische Natio-
nen hinaus, ist. Nationen und Staaten sind
Instrumente – wie übrigens auch die Kir-
che – zur Entfaltung von Frieden und Ge-
rechtigkeit auf dem langen Weg zum
Jüngsten Tag. Nicht mehr und nicht weni-
ger. Und genau deswegen setzten die Väter
und Mütter an den Beginn unseres Grund-
gesetzes den Artikel 1: „Die Würde des
Menschen ist unantastbar.“ Nicht etwa:
Die Würde des Deutschen! Oder die Wür-
de dessen, der deutsche Volkslieder be-
herrscht, so wünschenswert das für man-
che auch sein mag…
Jede menschliche Würde muss aus Sicht
der verspäteten deutschen Nation nach
den Gräueltaten des Nationalsozialismus
unantastbar sein! Es gibt ein grundlegen-
des Recht auf Asyl für politisch Verfolgte,
nicht aber für Wirtschaftsmigranten oder
überhaupt für Zuzugswillige. Einwande-
rung muss geregelt werden, ohne dass dies
Artikel 1 aushebeln würde. Ob es freilich
klug ist, durch die Bischöfe die Wahl der
AfD als unvereinbar mit dem Glauben zu
erklären, sei dahingestellt. Denn das müss-
te dann auch für alle anderen Parteien
gelten, und unter dem Blickpunkt des un-
bedingten Lebensschutzes oder des strik-
ten Verbots der Sterbehilfe wäre dann
kaum eine Partei mehr wählbar, außer
vielleicht südlich des Mains... Auch und
gerade dieser Schutz von Leben und Wür-
de fällt unter Artikel 1, nicht nur völki-
scher Nationalismus, so dumm und abst-
rus der auch ist.
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Am Rande der

Rezession
Die deutsche Wirtschaft
wird voraussichtlich nur
um 0,2 Prozent wachsen.
Bundeswirtschaftsminis-
ter Robert Habeck sieht

licher Turbulenzen gewesen sei. Zwar habe
es Deutschland geschafft, die Energiever-
sorgung zu sichern, der Angriff auf die Ord-
nung in Deutschland habe abgewehrt wer-
den können. Aber: „Wir sind noch lange
nicht über den Berg“, sagt Habeck.

Stimmung der deutschen Wirtschaft
deutlich getrübt

Bundestag dafür, dass er die Verantwortung
für die „Abwärtsspirale“ in Deutschland
nicht übernehme. Er nennt den Jahreswirt-
schaftsbericht eine „wirtschaftspolitische
Bankrotterklärung der Ampelregierung“.
Deutschland sei das „absolute Schlusslicht
in Europa“, woran der Wirtschaftsminister
„einen erheblichen Anteil“ trage. Die AfD

abgaben bei 40 Prozent des Bruttoarbeits-
lohns, die steuerlich Begünstigung von
Überstunden für Vollzeitbeschäftigte,
strengere Sanktionen für Bürgergeldbezie-
her, wenn die Arbeitsaufnahme verweigert
wird, und steuerliche Entlastungen für
Unternehmen gefordert.

Wachstumschancengesetz im Fokus
in den geopolitischen
Entwicklungen und der
Inflation die Faktoren für
die Schwäche
VON PATRICK PETERS
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eutschland kommt wirtschaft-
lich nicht von der Stelle. Zwar
war die Wirtschaft Ende 2023
bereits in die Rezession ge-

rutscht und das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) damit um 0,3 Prozent gesunken, aber
die Prognosen schienen immer noch posi-
tiv: Noch im Oktober ging die Bundesregie-
rung davon aus, dass das BIP in diesem Jahr
um 1,3 Prozent zunehmen wird. Diese opti-
mistischen Erwartungen haben sich jetzt
pulverisiert, denn es ist nach aktuellen Zah-
len nur ein Wachstum von 0,2 Prozent üb-
riggeblieben. Damit steht Deutschland am
Rande der Rezession, wie der neue Jahres-
wirtschaftsbericht zeigt, den Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck kürzlich
vorgestellt hat.

Der Grünen-Politiker sagte in der Regie-
rungserklärung zum Jahreswirtschaftsbe-
richt 2024, dass der Krieg Russlands gegen
die Ukraine, der an diesem Tag vor fast ge-
nau zwei Jahren begonnen hat, nicht nur
unendlich viel Leid und Tod gebracht habe,
sondern auch die Ursache vieler wirtschaft-

Es geht
Auch die Inflation hat laut Habeck maß-
geblich Anteil an der schwachen Entwick-
lung. Sie habe zu hohen Zinsen geführt, die
die Unternehmen und deren Investitionstä-
tigkeit belasteten und gleichzeitig mit Kauf-
kraftverlust der Bürger einhergehe, der die
Binnennachfrage dämpfe. Besonders be-
troffen von dieser Entwicklung ist die Bau-
und Immobilienbranche, in der schon zahl-
reiche Insolvenzen zu verzeichnen sind.
Viele Bauprojekte liegen brach, und gene-
rell hat sich die Stimmung der deutschen
Wirtschaft zu Jahresbeginn überraschend
und deutlich eingetrübt. Das ifo-Geschäfts-
klima sank im Januar auf 85,2 Zähler von
86,3 Punkten im Vormonat. Ökonomen
hatten dagegen mit einem Anstieg auf 86,7
Punkte gerechnet. Damit verheißt Deutsch-
lands wichtigster Frühindikator nichts Gu-
tes. In nahezu allen Wirtschaftsbereichen
klagen die Unternehmen über eine sinken-
de Nachfrage. „In der Industrie und der
Bauwirtschaft sind mittlerweile die dicken
Auftragspolster abgeschmolzen, die die
Unternehmen noch zu Corona-Zeiten auf-
gebaut hatten“, sagt ifo-Konjunkturchef
Timo Wollmershäuser laut entsprechenden
Medienberichten.

Die Opposition ließ, wie zu erwarten,
kein gutes Haar an dem grünen Minister
und der Wirtschaftspolitik der Ampelregie-
rung generell. So kritisierte Alexander Do-
brindt (CDU/CSU) den Wirtschaftsminis-
ter im Rahmen der Regierungserklärung im

um uns
geht noch einen Schritt weiter und sieht die
Ampel als größte Gefahr für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland. Betriebe wür-
den aus Deutschland abwandern oder
müssten schließen. „Die haben keinen Bock
mehr auf immer mehr Verbote, Regulierung
und Bürokratie“, sagt Leif-Erik Holm. Man
erlebe derzeit einen schleichenden Nieder-
gang des Landes, während es anderen Län-
dern in Europa deutlich besser gehe. Daher
brauche es eine deutliche Entlastung der
Unternehmen und Bürger und eine sichere
und bezahlbare Energieversorgung.

Die SPD stellt sich
hinter Habeck
Die SPD stellte sich selbstverständlich auf
die Seite des grünen Koalitionspartners.
Verena Hubertz, eine der stellvertretenden
Fraktionsvorsitzenden der SPD-Bundes-
tagsfraktion, meint, die Lage sei „ernst, aber
nicht hoffnungslos“. Die ökonomischen
Probleme seien struktureller Natur und
über Jahrzehnte gewachsen, und die Ampel
packe diesen Reformstau nun endlich an.
Die Politikerin verweist dabei auf den An-
trag der Fraktion der CDU/CSU mit dem
Titel „Wirtschaftswende jetzt – Sofortpro-
gramm für die deutsche Wirtschaft“: Dieser
sei ein „Gemischtwarenladen ohne Vor-
schläge zur Gegenfinanzierung“. Die
Unionsparteien hatten am 20. Februar
unter anderem eine Begrenzung der Sozial-

re Frei
Das Wachstumschancengesetz ist ein
zentrales Vorhaben der Bundesregierung,
um die Konjunktur anzukurbeln. Das Ge-
setz sieht Entlastungen für Unternehmen in
Höhe von 3,2 Milliarden Euro vor, der Bun-
destag hatte dem Vorhaben vor einigen Ta-
gen zugestimmt. Am 22. März soll das Ge-
setz auch im Bundesrat beschlossen wer-
den. Aber es ist alles andere als ausgemacht,
dass die Union zustimmen wird, unter an-
derem wegen der Streichung der Agrardie-
sel-Vergünstigung für die Landwirtschaft.
Die Regierung kritisiert dies erwartungsge-
mäß scharf, dass die Union mit der Blocka-
de nur gegen die Regierung ziele. Aber auch
für Wirtschaftsverbände, die traditionell
eher auf der konservativen Seite des politi-
schen Spektrums angesiedelt sind, ist das
Verhalten von CDU/CSU nicht nachvoll-
ziehbar. So sagte der Präsident des Bundes-
verbands der Deutschen Industrie, Sieg-
fried Russwurm, dass das von der Wirt-
schaft gewünschte und benötigte Gesetz
nun erst einmal wieder ungewiss sei. Die
Signalwirkung eines möglichen Scheiterns
des Wachstumschancengesetzes sei katast-
rophal. Damit bleibt die Gefahr groß, dass
sich Deutschland in der Krise festfährt und
wieder zum kranken Mann Europas wird.
Die Politik ist dringend gefordert, abseits
jeder Ideologie für tragfähige, zukunfts-
orientierte Lösungen zu sorgen – und das
sehr schnell. Sonst überholen nicht nur die
europäischen Partner gnadenlos.
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Gedenken und Diskussion - beides stand im
Mittelpunkt einer Veranstaltung, die die
Diözesangruppe Köln/Bonn des Bundes
katholischer Unternehmer (BKU) am ver-
gangenen Freitag in der Kölner Kirche
Groß St. Martin durchführte. Auf den Tag
genau zwei Jahre, nachdem Russland sei-
nen Angriffskrieg gegen die Ukraine be-

Das Podium - die Generalkonsulin der
Ukraine in Düsseldorg, Iryna Shum, Heinz-
Gerh́ard Justenhoven, Direktor des Insti-
tuts für Theologie und Frieden des Militär-
ordinariates Hamburg und Klaus Olshau-
sen, Generalleutant a.D., ehemaliger Militä-
rischer Repräsentant im NATO-Haupt-
quartier und später Präsident der Clause-
gann. In Zusammenarbeit mit dem deutsch-
ukrainischen Verein „Blau-Gelbes Kreuz“,
der bereits seit 2014 schon sich für eine
freie und demokratische Ukraine einsetzt
und Hilfe für Kinder, Binnenflüchtlinge,
verletzte und andere vom Krieg betroffene
Menschen leistet.
witz-Gesellschaft - war sich


